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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur ersten Änderung der Richtlinie 

des Rates vom 24. Juli 1974 zur Anglelchung der Rechtsvorschriften 

der Mitgliedstaaten für zur Ernährung bestimmte Kakao- und Schokoiadeerzeugnisse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe : 

Artikel 15 Abs. 1 Satz 1 der Richtlinie des Rates 
vom 24. Juli 1973 zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten für zur Ernährung be- 
stimmte Kakao- und Schokoiadeerzeugnisse^) sieht 
vor, daß die Mitgliedstaaten innerhalb eines Jahres 
nach Bekanntgabe ihre Rechtsvorschriften soweit 
erforderlich ändern, um der Richtlinie nachzukom- 
men. 

Es hat sich gezeigt, daß einige Vorschriften der 
genannten Richtlinie, wie sie derzeit gefaßt sind, zu 
widersprüchlichen Auslegungen führen können und 
deshalb eine bessere Fassung erhalten müssen. 

Die Kommission hat angekündigt, daß sie in 
Kürze einen Vorschlag vorlegen wird, der diese 
Klarstellungen in die Richtlinie einführen soll. Vor 
Ablauf der genannten Frist kann jedoch kein Be- 
schluß mehr ergehen. 


i) 73/241 /EWG, Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 228 vom 16. August 1973, S. 23 


Es ist deshalb angezeigt, durch eine Verlängerung 
dieser Frist den Mitgliedstaaten zu ermöglichen, die 
zu erlassenden Anpassungen bei der Umsetzung der 
Richtlinie zu nationalem Recht zu berücksichtigen. 
Es ist andererseits nicht erforderlich, den in Artikel 
15 Abs. 1 Satz 2 der Richtlinie des Rates vom 

23. Juli 1973 vorgesehenen Zeitraum von zwei 
Jahren zu ändern — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 15 Abs. 1 der Richtlinie des Rates vom 

24. Juli 1973 wird wie folgt geändert: 

„Vor dem 1. Januar 1975 ändern die Mitgliedstaa- 
ten, soweit erforderlich, ihre Rechtsvorschriften, um 
dieser Richtlinie nachzukommen, und teilen dies 
unverzüglich der Kommission mit. Die geänderten 
Rechtsvorschriften werden zwei Jahre nach Be- 
kanntgabe dieser Richtlinie auf die in den Mitglied- 
staaten in den Verkehr gebrachten Erzeugnisse an- 
gewandt. " 

Artikel 2 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 


Druck: Then6e Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/2473 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Begründung 

Die Richtlinie des Rates vom 24. Juli 1973 zur An- 
gleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa- 
ten für zur Ernährung bestimmte Kakao- und 
Schokoladeerzeugnisse sieht in Artikel 15 Abs. 1 
Satz 1 vor, daß die Mitgliedstaaten ihre Rechtsvor- 
schriften, soweit erforderlich, innerhalb eines Jahres 
nach Bekanntgabe ändern. 

Bei Ausarbeitung der Gesetze und Rechtsverord- 
nungen, die dieser Verpflichtung nachkommen sol- 
len, hat es sich in den Mitgliedstaaten gezeigt, daß 
einige Regeln und Definitionen der Richtlinie zu 
widersprüchlichen Auslegungen führen können. Sie 
ist in Artikel 6 Abs. 1 zum Beispiel in der franzö- 
sischen und englischen Fassung ungenau. Die Defi- 


2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 228 
vom 16. August 1973, S. 23 


nition für Milchschokolade, Haushaltsschokolade 
und Milchschokoladestreusel (Nummern 1.21, 1.22 
und 1.23 des Anhangs) entspricht ebenfalls nicht 
den Zielen, die bei Annahme der Richtlinie verfolgt 
wurden. 

Die Kommission beabsichtigt deshalb, unverzüglich 
einen Richtlinienvorschlag vorzulegen, der bezweckt, 
die notwendigen Verdeutlichungen in den Text ein- 
zuführen. 

Bis der Rat über diesen Vorschlag beschließen kann, 
ist es notwendig, die in Artikel 15 der genannten 
Richtlinie festgesetzte Frist zu verlängern, um es 
den Mitgliedstaaten zu gestatten, die vorgesehenen 
Anpassungen zu berücksichtigen. 

Der vorliegende Vorschlag hat folglich den Gegen- 
stand, diese Frist bis zum 31. Dezember 1974 auszu- 
dehnen. Der Zeitraum von zwei Jahren für die An- 
wendung auf die in den Mitgliedstaaten in den Ver- 
kehr gebrachten Erzeugnisse bleibt unverändert. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
6. August 1974 - 1/4 -680 70-E- Ka 12/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 18. Juli 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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